
Aktenzeichen: 10 AZR 216/93
Bundesarbeitsgericht 10. Senat Urteil vom 14. September 1994

- 10 AZR 216/93 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 22. Juli 1992

Wilhelmshaven - 1 Ca 441/92 -
II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 06. Januar 1993

Niedersachsen - 2 Sa 1357/92 -
Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

EntscheidungsStichwort:
Zuwendung - Verminderung bei KrankheitsZeiten

Gesetz:
BGB § 611 Gratifikation; Tarifvertrag über eine Zuwendung für 
Arbeiter (Zuwendungs-TV) § 2 Abs. 2

Leitsatz:

Eine tarifliche Regelung, nach der für eine Zuwendung Zeiten 
des Grundwehr- oder Zivildienstes, des Mutterschutzes und des 
Erziehungsurlaubs anspruchserhaltend, Zeiten einer Arbeitsun­
fähigkeit ohne EntgeltfOrtzahlungsverpflichtung anspruchsmin­
dernd berücksichtigt werden, verstößt nicht gegen den Gleich- 
heitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG.
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10 AZR 216/93
2 Sa 1357/92 Niedersachsen
Verkündet am14. September 1994
Bartel,
Reg.-Hauptsekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Hamen des Volkes! 
Urteil

In Sachen

PP.

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufrund der münd­
lichen Verhandlung vom 14. September 1994 durch den Vorsitzenden 
Richter Matthes, die Richter Dr. Freitag und Hauck sowie die eh­
renamtlichen Richter Rosendahl und Thiel für Recht erkannt:
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Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 6. Januar 
1993 - 2 Sa 1357/92 - wird zurückgewiesen.
Die Klägerin trägt die Kosten der Revision.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  ;

Die Parteien streiten über die Höhe einer Zuwendung für das 
Jahr 1990.

Die Klägerin ist bei der beklagten Stadt als Raumpflegerin 
beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis findet aufgrund arbeits­
vertraglicher Vereinbarung der Bundes-Manteltarifvertrag für die 
Arbeiter gemeindlicher Verwaltungen und Betriebe (BMT-G II) mit 
den zusätzlich abgeschlossenen Tarifverträgen in ihrer jeweiligen 
Fassung Anwendung.

Die Klägerin war in der Zeit vom 7. Juli 1989 bis 12. Sep­
tember 1989 arbeitsunfähig krank. Vom 13. September 1989 bis 
25. Oktober 1989 unterzog sie sich einer Kur. Im Anschluß daran 
war sie erneut bis 17. Dezember 1989 und vom 8. Januar 1990 für 
das gesamte Jahr 1990 arbeitsunfähig krank. Der Arbeitsunfähig­
keit lag jeweils dieselbe Krankheit zugrunde.
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Die Beklagte gewährte der Klägerin bis zum 17. August 1989 
Krankenlohn und bis zum 9. März 1990 einen Krankengeldzuschuß.

Für das Jahr 1990 zahlte die Beklagte der Klägerin eine an­
teilige Zuwendung gern. § 2 Abs. 2 des Tarifvertrages über eine 
Zuwendung für Arbeiter (Zuwendungs-TV), weil sie nur für die Ka­
lendermonate Januar bis März 1990 Bezüge erhalten hatte.

Diese tarifliche Bestimmung hat folgenden Wortlaut:

(2) Hat der Arbeiter nicht während des ganzen
Kalenderjahres Bezüge von demselben Arbeit­
geber aus einem Rechtsverhältnis der in § 1 
Abs. 1 Nr. 2 genannten Art erhalten, ver­
mindert sich die Zuwendung um ein Zwölftel 
für jeden Kalendermonat, für den er keine 
Bezüge erhalten hat. Die Verminderung un­
terbleibt für die Kalendermonate, für die 
der Arbeiter keine Bezüge erhalten hat 
wegen
a) der Ableistung von Grundwehrdienst oder 

Zivildienst, wenn er vor dem 1. Dezember 
entlassen worden ist und nach der Ent­
lassung die Arbeit unverzüglich wieder 
aufgenommen hat,

b) der Beschäftigungsverbote nach § 3 
Abs. 2 und § 6 Abs. 1 des Mutterschxitz- 
gesetzes,

c) der Inanspruchnahme des Erziehungsur­
laubs nach dem Bundeserziehungsgeldge­
setz bis zur Vollendung des zwölften Le­
bensmonats des Kindes.

Die Klägerin vertritt die Auffassung, ihr stehe ein Anspruch 
auf die volle Zuwendung für das Jahr 1990 zu. Die Minderung der <, 
Zuwendung für Zeiten, in denen ein Arbeiter wegen unverschuldeter 

keinen Anspruch auf Bezüge habe, verstoße gegen den
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Gleichbehandlungsgrundsatz. Es fehle ein sachlicher Grund, die in 
§ 2 Abs. 2 Buchst, a) bis c) Zuwendungs-TV genannten Arbeiter, 
die ebenfalls keinen Anspruch auf Bezüge hätten, besser zu 
behandeln.

Die Klägerin hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 1.218,82 DM 
brutto nebst 4 % Zinsen auf den sich daraus erge­
benden Nettobetrag ab dem 1. Juni 1992 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie ver­
tritt die Auffassung, der Klägerin stehe kein Anspruch auf eine 
volle Zuwendung für das Jahr 1990 zu. Die tarifliche Bestimmung 
des § 2 Abs. 2 Zuwendungs-TV verstoße nicht gegen höherrangiges 
Recht.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung der Klägerin zurückgewiesen. Mit 
der Revision verfolgt die Klägerin ihr Klagebegehren weiter. Die 
Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s q r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet. Die Vorinstanzen haben mit 
Recht erkannt, daß der Klägerin kein Anspruch auf die volle Zu­
wendung für das Jahr 1990 zusteht.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die Klägerin erfül­
le nicht die tariflichen Voraussetzungen für einen Anspruch auf
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die volle Zuwendung für das Jahr 1990. Da ihr für die Monate 
April bis Dezember 1990 Kein Anspruch auf Bezüge zugestanden 
habe, sei die Zuwendung gern. § 2 Abs. 2 Zuwendungs-TV auf drei 
Zwölftel zu mindern gewesen.

Die tarifliche Bestimmung verstoße nicht gegen den Gleich­
heitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG bzw. gegen den Gleichbehand­
lungsgrundsatz, soweit in § 2 Abs. 2 Buchst, a) bis c) Zuwen­
dungs-TV eine Minderung der Zuwendung für Zeiten des Grundwehr- 
und Zivildienstes, des Mutterschutzes und des Erziehungsurlaubs 
ausgeschlossen sei.

II. Diesen Ausführungen des Landesarbeitsgerichts ist zuzustim­
men. Der Klägerin steht ein über drei Zwölftel der ''ollön Zuwen­
dung hinausgehender Anspruch nicht zu.

1. Die Klägerin erfüllt die tariflichen VorausSetzungen für den 
Anspruch auf die Zuwendung für das Jahr 1990. Ihr Anspruch ist 
jedoch nach § 2 Abs. 2 Zuwendungs-TV auf drei Zwölftel der Zuwen­
dung vermindert, da sie für die Monate April bis Dezember 1990 
keine Bezüge erhalten hat und ihr wegen der Beendigung der tarif­
lichen Verpflichtung zur Zahlung eines Krank.engeldzuscbusses im 
März 1990 auch kein weitergehender Anspruch auf Bezüae zustand.

2. Die tarifliche Bestimmung des § 2 Ab«. 2 Zuwenduncr<=~Tw v~r •
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stößt nicht gegen höherrangiges Recht.
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a) Die Verminderung des Anspruchs auf eine Zuwendung im Hin­
blick auf krankheitsbedingte Fehlzeiten, für die ein Entgeltan­
spruch gegenüber dem Arbeitgeber nicht mehr besteht, ist recht­
lich zulässig.

Nach der tariflichen Bestimmung des § 2 Abs. 2 Zuwendungs-TV 
vermindert sich die Zuwendung um ein Zwölftel für jeden Kalen­
dermonat, für den der Arbeiter keine Bezüge erhalten hat. Diese 
tarifliche Bestimmung ist dahingehend auszulegen, daß es nicht 
auf die tatsächliche Zahlung von Bezügen ankommt, sondern darauf, 
ob ein Anspruch auf Bezüge besteht. Damit kann die Zuwendung auch 
für Zeiten gemindert werden, in denen bei Arbeitsunfähigkeit in­
folge Krankheit nach Erfüllung der gesetzlichen oder tariflichen 
Entgeltfortzahlungsverpflichtung durch den Arbeitgeber ein An­
spruch auf Arbeitsentgelt, sei es in Form der Lohnfortzahlung 
oder eines Arbeitgeberzuschusses zum Krankengeld nicht mehr be­
steht.

Eine solche tarifliche Regelung ist rechtlich zulässig, da 
sie den Schutzzweck der gesetzlichen Entgeltfortzahlungsbestim­
mung für den Krankheitsfall nicht berührt. Die Verpflichtung des 
Arbeitgebers, im Krankheitsfalle zur wirtschaftlichen Sicherung 
des Arbeitnehmers beizutragen, ist zeitlich begrenzt. Braucht der 
Arbeitgeber daher bei längeren krankheitsbedingten Fehlzeiten 
kein Entgelt mehr zu zahlen, so besteht auch kein rechtliches 
Hindernis, diese Zeiten beim Anspruch auf eine Zuwendung an­
spruchsmindernd zu berücksichtigen (vgl. BAG Urteil vom 23. Mai 
1984 - 5 AZR 500/81 - AP Nr. 14 zu § 611 BGB Anwesenheitsprämie; 
vom 15. Februar 1990, BAGE 64, 179 = AP Nr. 15 zu § 611 RGB
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Anwesenheitsprämie; vom 5 . August 1992 - 10 AZR 171/91 - AP 
Nr. 144 zu § 611 BGB Gratifikation; vom 27. Juli 1994 - 10 AZR 
314/93 - nicht zur Veröffentlichung vorgesehen).

b) Die tarifliche Bestimmung des § 2 Abs. 2 Zuwendungs-TV ver­
stößt nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG, 
soweit Zeiten der Arbeitsunfähigkeit im Krankheitsfalle ohne Ent- 
geltfOrtzahlungsverpflichtung anspruchsmindernd, Zeiten des Wehr­
und Zivildienstes, des Mutterschutzes und des Erziehungsurlaubs 
aber anspruchserhaltend berücksichtigt werden.

Die Tarifvertragsparteien sind bei der tariflichen Regelung 
von Arbeitsbedingungen an den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 
GG gebunden. Dies entspricht der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesärbeitsgerichts (BAGE 50, 137, 141 = AP Nr. 136 zu Art. 3 
GG; BAGE 67, 265, 272 = AP Nr. 9 zu § 63 BAT) und des Senats (Ur­
teile vom 6. Oktober 1993 - 10 AZR 477/92 -, vom 24. November 
1993 - 10 AZR 704/92 - und vom 16. Februar 1994 - 10 AZR 516/93 - 
alle zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen).

Der Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG wird durch 
eine Tarifnorm dann verletzt, wenn die Tarifvertragsparteien es 
versäumt haben, tatsächliche Gleichheiten oder Ungleichheiten der 
zu ordnenden Lebensverhältnisse zu berücksichtigen, die so be­
deutsam sind, daß sie bei einer am Gerechtigkeitsgedanken orien­
tierten Betrachtungsweise beachtet werden müssen. Aufgabe der Ge­
richte ist es allerdings nicht zu prüfen, ob die Tarifvertrags­
parteien jeweils die sachgerechteste und zweckmäßigste Regelung
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getroffen haben. Sie haben lediglich zu kontrollieren, ob die be­
stehende Regelung die Grenzen des Gestaltungsspielraums der Ta­
rifvertragsparteien und damit die Grenzen der Tarifautonomie 
überschreitet (BAG Urteil vom 16. Februar 1994 - 10 AZR 516/93 - 
zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen).

Nach diesen Grundsätzen verstößt die anspruchsmindernde Be­
rücksichtigung krankheitsbedingter Fehlzeiten ohne Entgeltfort­
zahlungsverpflichtung gegenüber der anspruchserhaltenden Berück­
sichtigung von Zeiten des Grundwehr- und Zivildienstes, des Mut­
terschutzes und des Erziehungsurlaubs gern. § 2 Abs. 2 Buchst, a) 
bis c) Zuwendungs-TV nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz des 
Art. 3 Abs. 1 GG.

aa) Mit der Berücksichtigung von Zeiten des Grundwehrdienstes 
oder Zivildienstes für den Fall, daß der Arbeiter vor dem 1. De­
zember aus dem Wehr- oder Zivildienst entlassen wird und unver­
züglich seine Arbeit wieder aufnimmt, begründen die Tarifver­
tragsparteien einen Anreiz für die Grundwehrdienst- oder Zivil­
dienstleistenden zur unverzüglichen Wiederaufnahme der Arbeit.
Sie honorieren damit eine besondere Betriebstreue und tragen im 
übrigen, wie das Landesarbeitsgericht zutreffend ausführt, dem 
Umstand Rechnung, daß die Ableistung von Grundwehr- oder Zivil­
dienst der Erfüllung staatsbürgerlicher Pflichten dient. Damit 
besteht ein gewichtiger Unterschied zu krankheitsbedingten Fehl­
zeiten, die außerhalb der Entgeltfortzahlungsverpflichtung des
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Arbeitgebers liegen.

bb) Die Berücksichtigung der Mutterschutzfristen ist nach der 
ständigen Rechtsprechung schon rechtlich geboten (vgl. BAG Urteil 
vom 12. Mai 1993 - 10 AZR 528/91 - AP Nr. 156 zu § 611 BGB Grati­
fikation) . Dies rechtfertigt eine unterschiedliche Behandlung ge­
genüber längeren krankheitsbedingten Fehlzeiten, die vom Schutz-, 
zweck der gesetzlichen Entgeltfortzahlungsverpflichtung nicht 
mehr erfaßt werden.

cc) Auch mit der ansprucherhaltenden Berücksichtigung von Zeiten 
des Erziehungsurlaubs bis zum zwölften Lebensmonat des Kindes 
haben die Tarifvertragsparteien ihren Gestaltungsspielraum nicht 
überschritten. Die Tarifvertragsparteien unterstützen damit die 
gesetzgeberische Zielsetzung des Bundeserziehungsgeldgesetzes, 
die es der Mutter ermöglichen soll, sich von den Nachwirkungen 
der Schwangerschaft und der Entbindung über die Schutzfristen des 
§ 6 MuSchG hinaus zu erholen (vgl. BAG Urteil vom 24, November 
1993 - 10 AZR 704/92 - NZA 1994, 423) und sich der Betreuung des 
Kleinkindes zu widmen. Die Förderung dieses sozialpolitischen An­
liegens rechtfertigt eine unterschiedliche Behandlung gegenüber 
krankheitsbedingten Fehlzeiten über die Zeiträume hinaus, für die 
der Arbeitgeber seine gesetzliche und darüber hinausgehende ta­
rifliche Verpflichtung zur Entgeltfortzahlung bereits erfüllt 
hat.

10
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


10
Y-V j, V v ^ v ‘ ;•* "

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1

Matthes Dr. Freitag Hauck

ZPO.

Thiel Rosendahl
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